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A. Die Gemeinwohlbezogenheit 
des Verwaltungshandelns und der Grundsatz 

der Unparteilichkeit der Verwaltung 

I . Die Ausrichtung der Verwaltungstätigkeit 
am öffentlichen Interesse 

Gegenstand der vorliegenden Arbeit soll die Untersuchung der Frage sein, 
auf welche Weise Interessenkollisionen auf dem Gebiet des Verwaltungsrechts 
bewältigt werden. Wie der Titel der Arbeit deutlich macht, wird der Schwerpunkt 
der Untersuchung auf den verwaltungsrechtlichen Befangenheitsvorschriften  lie-
gen, da diese — wie im folgenden noch zu zeigen sein wird — den Kernbereich 
der Interessenkollisionsnormen ausmachen. Gewählt wird damit ein Ansatz, der 
die gesetzlichen Ausprägungen des Unbefangenheitsgebots eingebettet in das 
weite Feld anderer öffentlich-rechtlicher  Interessenkollisionsnormen sieht. Be-
trachtet werden sollen Gemeinsamkeiten, Wechselwirkungen und Ausstrahlun-
gen der insoweit bestehenden Rechtsinstitute. 

Beginnt man mit der Untersuchung, so stehen zunächst der übergeordnete 
Begriff  der Interessenkollision und die Frage, warum es Regelungen gibt, die 
eine solche zu vermeiden suchen, im Mittelpunkt der Aufmerksamkeit.  Beide 
Aspekte sind mit dem Gegenstand des Verwaltungsrechts, nämlich der öffentli-
chen Verwaltung, eng verwoben. Positiv kann die öffentliche  Verwaltung als 
die planmäßige, in ihren Zielen und Zwecken durch die Rechtsordnung und 
innerhalb dieser durch die politischen Entscheidungen der Regierung bestimmte 
und zugleich begrenzte Tätigkeit öffentlicher  Gemeinwesen zur Gestaltung und 
Gewährleistung des sozialen Zusammenlebens durch konkrete Maßnahmen be-
schrieben werden Stellt sich danach die Verwaltung als eine Form der Sozialge-
staltung dar, so hat sie sich mit den Angelegenheiten des Gemeinwesens und 
der Menschen im Gemeinwesen zu befassen2. Daraus folgt, daß die Verwaltung 
am öffentlichen  Interesse ausgerichtet sein muß. Das Problem der Begriffsbestim-
mung des öffentlichen  Interesses soll an dieser Stelle zunächst nicht weiterver-
folgt werden. Entscheidend bleibt in diesem Zusammenhang vielmehr festzuhal-
ten, daß der Verwaltung die Wahrnehmung von Partikularinteressen losgelöst 
von der Verfolgung öffentlicher  Aufgaben verwehrt ist3 . Denn das öffentliche 

ι Bachof, EvStL, Sp. 2773; vgl. auch Wolff / Bachof, Verwaltungsrecht I, § 2 I I a. 
2 Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 1 Rn. 9. 
3 Vgl. etwa die „Boxberg"-Entscheidung des BVerfG (NJW 1987, 1251 ff.,  1253, 

1255) zur Frage der Enteignung zugunsten privater Unternehmen und die Ausführungen 

2* 
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Interesse ist durch die Ausrichtung auf das Ganze der menschlichen Gemeinschaft 
geprägt. Die Verwaltung soll, anders als das Privateigentum gemäß Art. 14 I I 2 
GG, nicht „zugleich", sondern „ausschließlich" dem Wohl der Allgemeinheit 
dienen4. Dies stellt zugleich auch einen wesensmäßigen Unterschied zu Privat-
rechtssubjekten dar. Wie Art. 2 I GG mit seiner Schrankentrias verdeutlicht, 
haben sie eigene, jeweils unterschiedliche Bestrebungen und Bedürfnisse, deren 
Erfüllung sie verfolgen. Dies schließt nicht aus, daß sie im Einzelfall auch 
öffentliche  Interessen wahrnehmen. Während dies jedoch bei jenen Subjekten 
eine Nebenerscheinung ihrer eigenen privaten und primär verfolgten Zielsetzung 
ist, existiert die Verwaltung doch nur um der Verfolgung öffentlicher  Interessen 
wil len. 

Diese Feststellung leitet über zu dem Grundsatz der Unparteilichkeit der 
Verwaltung. Unparteilichkeit läßt sich dabei umschreiben als Bindung an objekti-
ve Maßstäbe, unter Hintansetzung subjektiver Interessen und Stellungnahmen, 
die solche einer Partei sind5. Gegen die Annahme eines solchen Grundsatzes 
könnte nun von vornherein eingewandt werden, daß die Verwaltung ja selbst 
handelt und daher selbst oft Partei ist, wie etwa bei der Durchsetzung von 
Ansprüchen des Staates, sie also selbst gar nicht unparteiisch ist und bleiben 
kann6 . Indessen darf  die Frage, ob die moderne, intervenierende, sozialstaatliche 
Verwaltung überhaupt unparteiisch sein kann, nicht von dem formellen Ak t des 
Handelns und des auf diese Weise Beteiligtseins der Verwaltung abhängig ge-
macht werden. W i l l man sich nicht den Bl ick auf den materiellen Kern des 
Aussagegehaltes des Begriffs  der Unparteilichkeit verstellen, so muß die Charak-
terisierung der Verwaltungstätigkeit als Handeln im öffentlichen  Interesse in den 
Mittelpunkt der Überlegungen gestellt werden. Zur Verdeutlichung ist dabei mit 
Dagtoglou terminologisch zwischen Neutralität und Unparteilichkeit zu unter-
scheiden. Neutralität ist danach als Nicht-Intervention, als ein Fernbleiben vom 
Konf l ik t zu definieren 7. Demgegenüber ist die Unparteilichkeit ein auf Sachlich-
keit und infolgedessen Gerechtigkeit bezogener Begriff,  der die Realisierung 
des öffentlichen  Interesses, des Gemeinwohls gewährleisten soll. Hier soll noch 
einmal der Vergleich mit Privatrechtssubjekten bemüht werden. Das einzelne 
Subjekt kann seine Zielsetzung selbst definieren, damit im Rahmen der ihm 
durch die Rechtsordnung gezogenen Grenzen ausschließlich seine Interessen 
verfolgen, aber auch seinen Empfindungen, ja irrationalen Vorstellungen nachge-
ben und etwa bewußt ihm selbst nachteilige Entschlüsse fassen. Ganz anders 

zu der Notwendigkeit einer effektiven  rechtlichen Bindung des begünstigten Privaten 
an das Gemeinwohlziel. 

4 Vgl. v. Münch, in: Erichsen / Martens, Allgemeines Verwaltungsrecht, § 1 III. 
5 Ryffel,  in: Morstein Marx, Verwaltung, S. 264 ff.,  264. 
6 So etwa Meyer, in: Meyer / Borgs, VwVfG, vor § 20 Rn. 5 (der von der institutionel-

len Parteilichkeit der Verwaltung das Unbefangenheitsprinzip — in personeller Hinsicht 
— unterscheiden will). 

ι Dagtoglou, Festgabe für Forsthoff,  1967, S. 65 ff.,  67. 
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die öffentliche  Verwaltung. Da sie das öffentliche  Interesse, nämlich das allge-
meine Wohl zu realisieren hat, muß sie sich bei ihrem Handeln ausschließlich 
an rationalen und in der Sache begründeten Kriterien orientieren, um eine in 
diesem Sinne richtige Entscheidung zu treffen.  Der Begriff  der Unparteilichkeit 
ist daher auf die gerechte Intervention, auf ein sachgemäßes Tun bezogen. Neutra-
lität und Unparteilichkeit schließen sich also gegenseitig aus. Wer dem Konf l ik t 
fernbleibt,  kann zur gerechten Beilegung des Konfl ikts nicht beitragen. Unpartei-
lichkeit ist also eine Eigenschaft, die nur den sich mit dem Konf l ik t Befassenden 
zukommen kann. Sie ist aber gegenstandslos und nichtssagend, wenn sie auf 
den Fernbleibenden angewandt w i rd 8 . Diese begriffliche  Differenzierung  findet 
auch in gesetzlichen Regelungen ihren Ausdruck. So regelt etwa § 116 AFG die 
Neutralitätspflicht des Staates bei Arbeitskämpfen. Weder durch Zahlung von 
Arbeitslosen- noch durch die von Kurzarbeitergeld soll in jene eingegriffen 
werden. Durch dieses Fernbleiben von einem solchem Konf l ik t soll einer sachge-
rechten Lösung durch die sich selbst regulierenden Mechanismen Raum gelassen 
werden. Umgekehrt setzen die noch zu behandelnden gesetzlichen Ausprägungen 
des Unbefangenheitsprinzips 9 stets ein Tätigwerden voraus, daß in allein durch 
das Gemeinwohl bestimmten Bahnen gehalten werden soll. Richtet sich somit 
das Gebot der Unparteilichkeit nur an denjenigen, der handelt, so kann die 
Verwaltung zwar nicht neutral, soll aber, insbesondere, wenn sie Konfl ikte löst, 
unparteiisch sein. Insofern kann und soll vom Prinzip der Unparteilichkeit der 
Verwaltung gesprochen werden 10 . 

I I . Gemeinwohlkonkretisierung durch Verfahren 

Wird der Grundsatz der Unparteilichkeit der Verwaltung durch die ausschließ-
liche Bindung ihrer Tätigkeit an das öffentliche  Interesse als determiniert angese-
hen, so bleibt die Forderung nach einer Konkretisierung des Begriffs  „Öffentl i-
ches Interesse" nicht aus. Aus Raumgründen kann diese Problematik hier nur 
gestreift  werden n . Auszugehen ist von der dem Grundgesetz allein entsprechen-
den Prämisse, daß das öffentliche  Interesse als Synonym für den Begrif f  Gemein-
wohl nicht etwas Vorgegebenes, etwas Feststehendes ist. Das Gemeinwohl läßt 
sich vielmehr in einem pluralistischen Gemeinwesen nicht a priori feststellen, 
sondern es bildet sich jeweils aus den Konfl ikten und Kompromissen gesellschaft-
licher Gruppen a posteriori heraus12. In diesem Sinne ist durch die Verfassung 

8 Dagtoglou, Festgabe für Forsthoff,  1967, S. 65 ff.,  67. 
9 Siehe Kapitel Β vor I. 
•o Dagtoglou, Festgabe für Forsthoff,  1967, S. 65 ff.,  67. 
11 Siehe zu einer Problemanalyse des Pluralismus aus politikwissenschaftlicher Sicht: 

Bohret/Jann/Junkers/Kronenwett,  Innenpolitik und politische Theorie, S. 66 ff.  und 
besonders instruktiv S. 195 ff. 

1 2 Bohret, in: König/v. Oertzen / Wagener, Öffentliche  Verwaltung, S. 53 ff.,  56; 
vgl. auch Wahl, VVDStRL 41 (1983), 151 ff.,  164. 


